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Finanzielle Transparenz 

§ 55f. (1) Einnahmen aus dem Betrieb der Eisenbahninfrastruktur, einschließlich öffentlicher Gelder, 
dürfen vom Eisenbahninfrastrukturunternehmen ausschließlich zur Finanzierung seiner eigenen 
Geschäftstätigkeit, auch zur Bedienung seiner Darlehen, verwendet werden. Das 
Eisenbahninfrastrukturunternehmen kann diese Einnahmen auch für die Zahlung von Dividenden 
verwenden. Keine Dividende darf an Gesellschafter eines Eisenbahninfrastrukturunternehmens ausgezahlt 
werden, die Teil eines vertikal integrierten Unternehmens sind und die sowohl ein 
Eisenbahnverkehrsunternehmen, als auch dieses Eisenbahninfrastrukturunternehmen kontrollieren. 

(2) Eisenbahninfrastrukturunternehmen und Eisenbahnverkehrsunternehmen dürfen einander weder 
direkt, noch indirekt ein Darlehen gewähren. Im Rechnungswesen eines integrierten 
Eisenbahnunternehmens ist die direkte oder indirekte Übertragung von darlehensähnlichen Zuwendungen 
von dem für den Betrieb der Eisenbahninfrastruktur eingerichteten Unternehmensbereich an den für die 
Erbringung von Eisenbahnverkehrsdiensten eingerichtete Unternehmensbereich und umgekehrt auch 
dann unzulässig, wenn solche Zuwendungen später wieder rückübertragen werden sollen. 

(3) Es dürfen: 

 1. Darlehen zwischen rechtlichen Einheiten eines vertikal integrierten Unternehmens nur zu Markt-
sätzen und Marktbedingungen gewährt, ausgezahlt und bedient werden, die das individuelle 
Risikoprofil des betreffenden Unternehmens widerspiegeln; 

 2. im Rechnungswesen eines integrierten Eisenbahnunternehmens darlehensähnliche Zuwendungen 
zwischen Unternehmensbereichen nur dann übertragen werden, wenn für deren Übertragung und 
Rückübertragung vergleichbare Marktsätze und Marktbedingungen angewendet werden, die für 
die Gewährung von Darlehen relevant sind. 
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Vor dem 24. Dezember 2016 gewährte Darlehen zwischen rechtlichen Einheiten eines vertikal 
integrierten Unternehmens sind sofort fällig, soferne sie zu nicht zu Marktsätzen abgeschlossen wurden 
oder nicht bedient werden. Tatsächlich nicht ausgezahlte Darlehen dürfen nicht mehr ausgezahlt werden. 

(4) Dienstleistungen, die einem Eisenbahninfrastrukturunternehmen von anderen rechtlichen 
Einheiten eines vertikal integrierten Unternehmens erbracht werden, hat ein Vertrag zugrunde zu liegen. 
Entgelte für die erbrachten Dienstleistungen sind entweder nach Preisen, die die Produktionskosten, 
zuzüglich einer angemessenen Gewinnspanne, widerspiegeln, oder nach Marktpreisen festzulegen. 

(5) In einem integrierten Eisenbahnunternehmen sind die Dienstleistungen einschließlich eines 
Entgeltes hiefür, die dem für den Betrieb der Eisenbahninfrastruktur eingerichteten Unternehmensbereich 
von einem anderen Unternehmensbereich erbracht werden, schriftlich festzuhalten. Für die Festlegung 
des Entgeltes gilt Abs. 4. 

(6) Verbindlichkeiten eines Eisenbahninfrastrukturunternehmens sind eindeutig getrennt von 
Verbindlichkeiten anderer rechtlicher Einheiten eines vertikal integrierten Unternehmens auszuweisen. 
Derartige Schulden sind gesondert zu bedienen. 

(7) Im Rechnungswesen eines integrierten Eisenbahnunternehmens sind Verbindlichkeiten, die dem 
für den Betrieb der Eisenbahninfrastruktur eingerichteten Unternehmensbereich zuzurechnen sind, 
eindeutig getrennt von den Verbindlichkeiten der anderen Unternehmensbereiche auszuweisen. Derartige 
Schulden sind gesondert zu bedienen. 

(8) Die Konten eines Eisenbahninfrastrukturunternehmens und der übrigen rechtlichen Einheiten 
eines vertikal integrierten Unternehmens sind so zu führen, dass die Einhaltung der Abs. 1 bis 4 und 6 
sichergestellt ist und eine getrennte Rechnungsführung sowie transparente Finanzkreisläufe innerhalb des 
vertikal integrierten Unternehmens ermöglicht werden. 

(9) Im Rechnungswesen eines integrierten Eisenbahnunternehmens sind die Konten für den 
Unternehmensbereich, der für den Betrieb der Eisenbahninfrastruktur eingerichtet ist, und die Konten der 
übrigen eingerichteten Unternehmensbereiche so zu führen, dass die Einhaltung der Abs. 1, 2, 3, 5 und 7 
sichergestellt ist und eine getrennte Rechnungsführung sowie transparente Finanzkreisläufe innerhalb des 
integrierten Eisenbahnunternehmens ermöglicht werden. 

(10) In vertikal integrierten Unternehmen hat das Eisenbahninfrastrukturunternehmen detaillierte 
Aufzeichnungen über sämtliche kommerziellen und finanziellen Beziehungen zu den übrigen rechtlichen 
Einheiten des vertikal integrierten Unternehmens zu führen. In einem integrierten Eisenbahnunternehmen 
sind detaillierte Aufzeichnungen über sämtliche kommerziellen und finanziellen Beziehungen zwischen 
dem für den Betrieb der Eisenbahninfrastruktur eingerichteten Unternehmensbereich und den anderen 
Unternehmensbereichen zu führen. 

(11) Die Schienen-Control Kommission ist befugt, entweder selbst zu überprüfen, oder durch von ihr 
Beauftragte überprüfen zu lassen, ob die Eisenbahnverkehrsunternehmen und integrierten 
Eisenbahnunternehmen die Bestimmungen der Abs. 1 bis 10 einhalten. Im Falle eines vertikal integrierten 
Unternehmens erstreckt sich diese Überprüfungsbefugnis auf alle rechtlichen Einheiten. Zu diesem 
Zwecke ist sie befugt, die Vorlage aller sachdienlichen Informationen von den überprüften 
Eisenbahnunternehmen, von Eisenbahninfrastrukturunternehmen, Betreibern von Serviceeinrichtungen, 
rechtlichen Einheiten von vertikal integrierten Unternehmen sowie von sämtlichen Unternehmen oder 
sonstigen Stellen, die unterschiedliche Leistungen im Bereich des Schienenverkehrs oder des 
Eisenbahninfrastrukturbetriebes erbringen oder in sich integrieren, zu verlangen. Insbesondere kann sie 
verlangen, dass alle oder ein Teil der im Anhang VIII der Richtlinie 2012/34/EU angeführten 
Buchführungsdaten so hinreichend detailliert vorgelegt werden, wie es entsprechend dem Zweck der 
Vorlage dieser Daten erforderlich und angemessen ist. 

(12) Die Schienen-Control Kommission ist befugt, aus diesen Finanzdaten Rückschlüsse auf 
staatliche Beihilfen zu ziehen und diese dem Bundesministerium für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort anzuzeigen. 
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